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VAUNET-Stellungnahme zum Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz: 
Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2464 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 
537/2014 und der Richtlinien 2004/109/EG, 2006/43/EG und 2013/34/EU hinsichtlich der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen (22.03.2024) 
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Der VAUNET - Verband Privater Medien bedankt sich für die Gelegenheit, zum 
Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz „Entwurf eines Gesetzes zur 
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2464 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
14. Dezember 2022 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 und der Richtlinien 
2004/109/EG, 2006/43/EG und 2013/34/EU hinsichtlich der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen (22.03.2024)“ Stellung nehmen zu 
dürfen. 
 
Der VAUNET vertritt die Interessen von ca. 160 Unternehmen aus den Bereichen Radio, 
Fernsehen und Video- und Audio-Onlinemedien. Diese bieten sowohl bundesweit als auch 
landesweit, regional und lokal ausgerichtete Rundfunk- und Telemedienangebote an. 
 
Mit ihren journalistisch-redaktionellen Angeboten und Unternehmensaktivitäten leisten die 
VAUNET-Mitglieder einen wertvollen, demokratieorientierten Beitrag zum 
Nachhaltigkeitsdiskurs in unserer Gesellschaft. Die Bürger:innen können sich über die 
privaten Radio- und Fernsehsender und die Video- und Audio-Onlinemedien über die Folgen 
des Klimawandels, aber auch über Maßnahmen zum Schutz der Umwelt informieren. Der 
VAUNET selbst ist im „Aktionsnetzwerk Nachhaltigkeit in Kultur und Medien“ engagiert, 
welches die Beauftragte für Kultur und Medien der Bundesregierung (BKM) 2020 mit initiiert 
hat und von ihr gefördert wird. 
 
Der VAUNET begrüßt es grundsätzlich, wenn Gesetzgeber zur Erreichung von wirtschafts- 
und gesellschaftspolitischen Zielen den Weg der Anreizregulierung wählen. Jedoch sollten 
die mit der Überprüfung der gesetzten Ziele einhergehenden Berichtspflichten, 
insbesondere hinsichtlich ihres Umfangs, verhältnismäßig ausgestaltet sein. Insbesondere 
für kleine und mittelständische Betriebe kann sich ein umfangreiches, gesetzlich 
vorgegebenes Berichtswesen und die damit verbundenen Aufwendungen unverhältnismäßig 
zu Wirtschaftsleistung und den Personalkapazitäten der Unternehmen verhalten. 
 
Für die privaten Medienunternehmen gelten bereits heute branchenspezifische 
Berichtsregelungen nach Landesrecht, die zum Teil ihren Ursprung in europäischen 
Regelwerken, wie der EU-Richtlinie für audiovisuelle Mediendienste, haben. Im deutschen 
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Medienrecht sind zuletzt neue Berichtsnormen, z. B. aus dem Bereich Barrierefreiheit und 
Public Value, hinzugekommen. 
 
Im Mitgliederkreis des VAUNET vollziehen bereits heute einige größere Unternehmen eine 
handelsrechtliche Nachhaltigkeitsberichterstattung. Eine Vielzahl der Mitglieder ist jedoch 
mittelständisch geprägt, vor allem im Bereich der Regional- und Lokalmedien. Insbesondere 
für diese Unternehmen stellt das neue komplexe Berichtswesen zusätzliche Aufwendungen 
dar, die die Wirtschaftsleistung und die Personalkapazitäten der Unternehmen 
überschreiten können. 
 
Die neue Pflicht zur Erweiterung des Lageberichts um einen Nachhaltigkeitsbericht (§ 289b 
HGB-E) erfasst nicht alle in § 289b HGB benannten Unternehmensgrößen. Kleine und 
mittelgroße Kapitalgesellschaften sind derzeit davon ausgenommen.  
 
Jeder nach dem Medienstaatsvertrag zugelassene Rundfunkveranstalter unterliegt nach 
§ 57 Medienstaatsvertrag handelsrechtlichen Berichtspflichten. Die Rundfunkveranstalter 
sind nach § 57 Abs. 1 S. 1 MStV unabhängig von ihrer Rechtsform jährlich nach Maßgabe der 
Vorschriften des Handelsgesetzbuches, die für große Kapitalgesellschaften gelten, zur 
Vorlage eines Lageberichtes verpflichtet.  
 
Mit dem neuen § 289b HGB-E würde der neue Nachhaltigkeitsbericht Teil des allgemeinen 
Lageberichts werden und müsste demnach auch von Medienunternehmen erbracht werden, 
die der § 289b HGB-E durch seine Beschränkung auf große Kapitalgesellschaften eben nicht 
erfassen möchte.  
 
Der VAUNET bittet das Bundesministerium der Justiz zu prüfen, ob es im Rahmen der 
mitgliedsstaatlichen Umsetzung der EU-CSRD-Richtlinie möglich ist zu regeln, dass der 
verpflichtende Nachhaltigkeitsbericht nicht direkter Bestandteil des allgemeinen 
Lageberichts ist. Würde der Nachhaltigkeitsbericht nicht Teil des allgemeinen Lageberichts, 
müssten ihn klein- und mittelständische Rundfunkunternehmen nicht erstellen und die von 
der CSRD-Richtlinie und dem nationalen Umsetzungsgesetz beabsichtigte Nichterfassung 
der kleinen und mittelgroßen Kapitalgesellschaften würde greifen. 


